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Russland, Ukraine und Türkei im 
Geflecht der Sanktionen 
Warum Moskaus und Kiews neue Strafmaßnahmen auch für die EU ein Problem sind 
Alexander Libman 

Wenn es um Sanktionspolitik im Zusammenhang mit Russland geht, galt die Aufmerk-
samkeit europäischer Beobachter bis vor kurzem den Strafmaßnahmen von EU und 
USA sowie den Gegensanktionen Moskaus. Inzwischen hat sich das geändert. Zum 
Januar 2016 sind breite Sanktionen Russlands gegen die Ukraine und die Türkei in 
Kraft getreten. Russland selbst ist das Ziel ukrainischer Sanktionen, die seit September 
2015 ständig ausgebaut werden. Dabei ist höchst unwahrscheinlich, dass Moskau und 
Kiew ihre politischen Ziele auf diesem Wege erreichen werden. Die Sanktionen tragen 
lediglich dazu bei, dass neue Konflikte entstehen, und sie führen zu hohen wirtschaft-
lichen Kosten – für alle Staaten, auch jene, die die Maßnahmen verhängen. Problema-
tisch ist das vor allem für ökonomisch ohnehin schon schwache Länder; unter diesem 
Aspekt erscheint gerade die Lage der Ukraine besorgniserregend. Mit ihrem Sanktions-
kurs konterkarieren Moskau und Kiew die EU-Politik in der Region – doch die Fähigkeit 
der EU, mäßigend auf die beiden Länder einzuwirken, ist äußerst gering. 

 
Für Russland ist es seit Anfang der 1990er 
Jahre nicht unüblich, die eigene Außen-
politik gegenüber Nachbarstaaten mit wirt-
schaftlichen Sanktionen zu untermauern. 
Oftmals handelte es sich dabei um ver-
steckte Maßnahmen. So wurde etwa die 
Beschränkung von Lebensmittelimporten 
mit Gesundheitsschutz begründet, oder 
man stellte es als Folge eines Konflikts 
zwischen Wirtschaftsakteuren dar, wenn 
Gaslieferungen blockiert bzw. Gaspreise 
erhöht wurden. In den letzten Jahren 
jedoch hat Moskau weitreichende Sanktio-
nen ganz offiziell angewendet. Im August 

2014 setzte der Kreml das zollfreie Handels-
regime mit Moldau aus; er reagierte damit 
auf die Implementierung des »Deep and 
Comprehensive Free Trade Area« (DCFTA)-
Abkommens, das der südosteuropäische 
Staat mit der EU abgeschlossen hatte. Zum 
1. Januar 2016 schaffte Russland nun den 
zollfreien Handel mit der Ukraine ab, in 
Reaktion auf deren DCFTA-Abkommen mit 
der EU. Außerdem wurde ein Embargo für 
Lebensmittelimporte aus der Ukraine ver-
hängt. Bereits im November 2015 hatte 
Russland breite Sanktionen gegen die Tür-
kei verabschiedet – als Antwort auf den 
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Abschuss eines russischen Kampfflugzeugs 
durch Streitkräfte der Türkei. Verboten 
wurde unter anderem die Einfuhr bestimm-
ter türkischer Waren; betroffen sind ins-
besondere Lebensmittel. Zudem wurde rus-
sischen Firmen untersagt, neue Arbeits-
verträge mit türkischen Arbeitnehmern 
abzuschließen oder touristische Reisen in 
die Türkei zu verkaufen. Türkische oder 
von türkischen Staatsbürgern kontrollierte 
Unternehmen dürfen in Russland eine 
Reihe von Dienstleistungen nicht mehr an-
bieten. Charter-Flüge in die Türkei wurden 
verboten und zahlreiche Kooperations-
programme in allen Wirtschaftsbereichen 
ausgesetzt. Russland erwägt, die Sanktio-
nen noch zu erweitern und etwa die Ein-
fuhr von Textilien zu unterbinden. 

Die Türkei hat keine Gegenmaßnahmen 
eingeleitet. Von der Ukraine jedoch wurden 
zahlreiche Sanktionen gegen Russland in 
Kraft gesetzt – zum Teil bereits vor den 
russischen Maßnahmen. Im September 
2015 verhängte Kiew Sanktionen gegen 
105 russische Unternehmen aus den Berei-
chen Transport, Finanzen, Medien und IT. 
Zum 25. Oktober wurde der Flugverkehr 
zwischen Russland und der Ukraine einge-
stellt; seit dem 26. November gilt auch ein 
Überflugverbot für russische Fluggesell-
schaften im ukrainischen Luftraum. Anfang 
Januar 2016 wurden – als Reaktion auf Mos-
kaus Strafmaßnahmen – Embargos gegen 
russische Importe (bestimmte Lebensmittel 
und Industriegüter) verhängt; die Freihan-
delszone mit Russland ist nun auch von 
ukrainischer Seite aufgekündigt. Ende 
Januar wurden die Embargos noch erwei-
tert. Zu den Maßnahmen, die Russlands 
Kosten erhöhen sollen, gehört auch die 
wirtschaftliche Blockade der Krim. Im 
Dezember 2015 beschloss die ukrainische 
Regierung, mit wenigen Ausnahmen alle 
Güter- und Dienstleistungslieferungen auf 
die Halbinsel zu untersagen. Der Vorsitzen-
de des ukrainischen Sicherheits- und Ver-
teidigungsrates, Olexander Turtschinow, 
forderte auch, den visafreien Reiseverkehr 
zwischen beiden Ländern abzuschaffen. 

Die intendierten und nicht intendier-
ten Wirkungen der russischen Sanktionen 
gegen Ukraine und Türkei sowie der ukrai-
nischen Sanktionen gegen Russland kön-
nen für die Politik der EU in der Region 
eine wichtige Rolle spielen. Doch worin 
bestehen diese Wirkungen? Und falls sie 
aus Sicht der EU unerwünscht sind – hat 
die europäische Politik hier einen Hand-
lungsspielraum? 

Besonderheiten der Sanktionen 
Die Sanktionen, die von Moskau gegen 
Ukraine und Türkei bzw. von Kiew gegen 
Russland verhängt wurden, haben einige 
Gemeinsamkeiten, die sie von den Straf-
maßnahmen der EU oder der USA unter-
scheiden. Erstens nutzen Washington und 
Brüssel meistens Kapitalmarkt-Sanktionen, 
deren ökonomische Wirksamkeit relativ 
hoch ist. Russland und die Ukraine verfü-
gen nicht über dieses Instrument; sie nut-
zen deshalb primär Sanktionen im Bereich 
Außenhandel sowie Einschränkungen des 
zwischenstaatlichen Personenverkehrs. Es 
ist deutlich schwieriger, solche Sanktionen 
zielgerichtet gegen einzelne Wirtschafts-
subjekte anzuwenden. Russland setzt 
grundsätzlich Sanktionen ein, die sich 
gegen ganze Wirtschaftszweige und -aktivi-
täten richten, auch wenn (wie im Fall der 
Türkei) einzelne Unternehmen einen Aus-
nahmestatus genießen können. Die Ukrai-
ne gestaltete ihre Sanktionen gegen Russ-
land bis Januar 2016 formal als Maßnah-
men gegen Individuen und einzelne Unter-
nehmen. Doch der wirklich effektive 
Schritt – nämlich das Flugverbot für die 
meisten russischen Fluggesellschaften – 
hat de facto eine Wirkung, die weit über 
die ursprünglich sanktionierten Firmen 
hinausgeht. Seit Jahresbeginn wendet nun 
auch die Ukraine Sanktionen gegen ganze 
Branchen an. 

Zweitens scheuen Russland und die 
Ukraine nicht davor zurück, Sanktionen 
zu verhängen, die sich direkt auf die Inter-
aktion der Gesellschaften auswirken und 
diese maßgeblich erschweren. Die EU und 
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die USA nehmen für sich in Anspruch, dass 
ihre Sanktionen gegen die Eliten gerichtet 
sind und Kontakte in den Bereichen Bil-
dung, Kultur und Zivilgesellschaft nicht be-
einträchtigen. Ob dieses Ziel tatsächlich 
erreicht wurde, ist nicht klar. Russland und 
die Ukraine hingegen greifen bewusst zu 
Maßnahmen, die gerade den zwischen-
gesellschaftlichen Austausch erschweren. 
Moskaus Sanktionen gegen die Türkei sehen 
vor, die Kooperation im Bereich Bildung 
und Kultur fast vollständig einzustellen. 
Die russischen Hochschulen kündigen 
massenweise gemeinsame Projekte mit 
türkischen Partnern; nach einigen Medien-
berichten werden sogar türkische Studie-
rende exmatrikuliert. Das russische Kultur-
ministerium fordert, alle Kontakte zur 
International Organization of Turkic Cul-
ture, unter deren Mitgliedern auch tür-
kischsprachige Teilrepubliken der Russi-
schen Föderation sind, abzubrechen. Auch 
andere Instrumente haben oft starke Nega-
tivfolgen für den gesellschaftlichen Aus-
tausch – etwa das Flugverbot (gegen Russ-
land) oder das Verbot, türkische Staats-
bürger einzustellen (gegen die Türkei). 

Es hat sogar den Anschein, dass Russland 
und die Ukraine Sanktionen mit Auswir-
kungen auf gesellschaftliche Kontakte wirt-
schaftlichen Maßnahmen vorziehen, wenn 
Letztere mit hohen Kosten verbunden sind. 
So geht die Ukraine nicht gegen jene russi-
schen Banken vor, die eine Spitzenposition 
im ukrainischen Bankensektor einnehmen 
(vier der Top-10-Banken der Ukraine ge-
hören russischen Investoren, drei davon 
den staatlichen Kreditinstituten Sberbank, 
VTB und Vneshekonombank). Vielmehr 
wurden Sanktionen lediglich gegen klei-
nere Banken verhängt. Russland wiederum 
gestattet einigen Medienberichten zufolge 
nach wie vor die Tätigkeit türkischer Bau-
unternehmen, die für wichtige Großprojek-
te arbeiten; es gibt Überlegungen, noch wei-
tere Zugeständnisse an türkische Firmen 
zu machen, um sicherzustellen, dass alle 
Bauvorhaben zur Fußball-WM 2018 abge-
schlossen werden. Und trotz Konfrontation 
hält man es auf russischer Seite für mög-

lich, das Gaspipeline-Projekt Turkish 
Stream wieder aufzunehmen. 

Drittens sind die Sanktionen, die von 
Russland und der Ukraine verhängt wur-
den, deutlich weniger transparent als jene 
von EU und USA. Zum einen ist der Inhalt 
der Maßnahmen oft unklar. Der Erlass des 
ukrainischen Präsidenten Petro Poroschen-
ko über Sanktionen gegen russische Flug-
gesellschaften etwa ließ sehr unterschied-
liche Deutungen zu. Selbst ukrainischen 
Beamten war ursprünglich nicht klar, ob 
Flüge mit Zielort Ukraine untersagt wurden 
oder der Bann für das Durchfliegen des 
nationalen Luftraums galt. Erst später prä-
zisierte der Ministerpräsident das Verbot. 
Die russischen Türkei-Sanktionen wurden 
durch einen ebenfalls sehr allgemeinen 
Erlass Putins eingeführt; die konkrete Aus-
gestaltung lag in Händen der Regierung. 
Das bedeutet, dass wirtschaftliche Lobby-
Gruppen das Design von Sanktionen zu-
mindest teilweise beeinflussen können. 
Einheimische Unternehmen sehen hier 
möglicherweise die Chance, sich durch 
Strafmaßnahmen vor ausländischer Kon-
kurrenz zu schützen. Die Sanktionen Russ-
lands und der Ukraine sind also nicht Teil 
einer klaren Strategie – eher Ad-hoc-Maß-
nahmen, die durch innenpolitische Macht-
kämpfe oder womöglich auch durch emo-
tionale Entscheidungen einzelner Akteure 
beeinflusst werden. 

Außerdem ist die Verschärfung der Sank-
tionspolitik in vielen Fällen nicht mit kla-
ren außenpolitischen Ereignissen verbun-
den. Die Ukraine hat etwa das Flugverbot 
und die Krim-Sanktionen zu einem Zeit-
punkt eingeführt bzw. ausgeweitet, als sich 
die Lage im Osten des Landes schon etwas 
beruhigt hatte. Es lässt sich sogar vermu-
ten, dass gerade die relative Abschwächung 
des Konflikts im Donbass zu einer innen-
politischen Zuspitzung auf ukrainischer 
Seite führte, die neue Sanktionen notwen-
dig machte. Die russischen Sanktionen 
gegen die Türkei wurden einige Tage vor 
Neujahr nochmals verschärft, ohne dass es 
dafür einen erkennbaren Anlass gab. Die 
Aussagen einiger russischer Politiker klin-



SWP-Aktuell 2 
Januar 2016 

4 

gen so, als ob mit einer ständigen Verschär-
fung des Sanktionsdrucks zu rechnen sei, 
solange die Türkei den Forderungen Mos-
kaus nicht folgt. 

Noch schlimmer ist das Ausmaß der 
bürokratischen Willkür. Russische Zoll-
beamte haben etwa Lieferungen aus der 
Türkei bereits gestoppt, als die Sanktionen 
offiziell noch gar nicht in Kraft waren, oder 
sie taten dies in Bereichen, für die gar keine 
Strafmaßnahmen verhängt wurden – mit 
hohen Kosten für russische Unternehmen. 
Zwar sind auch die Sanktionen von EU und 
USA in vielen Fällen nicht eindeutig formu-
liert, und die bürokratische Implementie-
rung spielt hier ebenfalls eine wichtige 
Rolle. Dennoch ist das Ausmaß an Unsicher-
heit bei den amerikanischen und europäi-
schen Maßnahmen deutlich geringer als 
bei jenen Russlands und der Ukraine. 

Gegenseitige Abhängigkeiten 
Die hier behandelten Sanktionen wurden 
zwischen Ländern verhängt, die wirtschaft-
lich eng miteinander verbunden sind. Im 
Zeitraum Januar bis Oktober 2015 machte 
der Außenhandel mit der Türkei 4,5 Pro-
zent des gesamten russischen Außenhan-
dels aus (mit 19,8 Milliarden US-Dollar); 
damit belegte die Türkei den sechsten 
Platz unter Russlands Handelspartnern. Im 
selben Zeitraum lag Russland unter den 
Handelspartnern der Türkei auf Platz zehn 
nach Exporten (2,5 Prozent) und Platz drei 
nach Importen (10 Prozent). Das absolute 
Handelsvolumen zwischen beiden Ländern 
ging in den letzten Jahren leicht zurück, 
was primär mit Russlands wirtschaftlichen 
Problemen zu tun hat. Zugleich aber stieg 
der Anteil der Türkei am russischen Außen-
handel; im Zeitraum Januar bis Oktober 
2014 betrug er 4 Prozent. Das liegt daran, 
dass die Türkei sich den EU-Sanktionen 
gegen Russland ursprünglich nicht ange-
schlossen hat; vielmehr setzten die beiden 
Länder ihre Verhandlungen über die Ab-
schaffung von Handelshemmnissen (bis hin 
zu einer möglichen Freihandelszone) fort. 
Türkische Unternehmen sind seit langem 

auf dem russischen Markt stark vertreten, 
etwa im Bausektor, bei Einzelhandel oder 
Tourismus. Russland realisierte auch zahl-
reiche Großprojekte in der Türkei, unter 
anderem im Energiebereich. Die Türkei 
war bis 2015 neben Ägypten eines der zwei 
attraktivsten Reiseziele für russische Tou-
risten, mit 3,3 Millionen Besuchern von 
Januar bis September 2015. Jedoch machten 
russische Touristen etwa 2014 nur 13 Pro-
zent aller Türkei-Besucher aus. Beide Länder 
sind also wichtige Wirtschaftspartner für-
einander, aber kritische Abhängigkeiten 
scheinen nicht zu bestehen. 

Die russisch-ukrainischen Wirtschafts-
beziehungen befinden sich seit zwei Jahren 
auf Talfahrt. Der Anteil der Ukraine am rus-
sischen Außenhandel betrug in der Phase 
Januar bis Oktober 2015 lediglich 2,8 Pro-
zent. Umgekehrt lag Russlands Anteil am 
ukrainischen Außenhandel im selben Zeit-
raum bei 16,7 Prozent. Im Jahr 2014 war 
der Handel zwischen beiden Ländern um 
fast 30 Prozent gesunken; von Januar bis 
Oktober 2015 folgte dann, im Vergleich zur 
Vorjahresperiode, ein Einbruch von fast 
50 Prozent. Es ist allerdings unklar, ob 
und in welchem Maße bestimmte Handels-
ströme über andere Länder – etwa Belarus – 
umgeleitet wurden. Auch im Bereich Inves-
titionen meiden russische Unternehmen 
die Ukraine. Noch 2013 machten russische 
Direktinvestitionen bis zu 20 Prozent der 
gesamten ausländischen Direktinvestitio-
nen in der Ukraine aus. Seit Ausbruch des 
Konflikts zwischen Moskau und Kiew haben 
zwar zahlreiche russische Unternehmen 
ihre Anlagen in der Ukraine behalten, aber 
zusätzliche Investitionen sind nahezu voll-
ständig ausgeblieben. Das bedeutet aller-
dings nicht, dass Russland als Handels- und 
Investitionspartner für die Ukraine nicht 
mehr wichtig wäre. Der Niedergang der 
Wirtschaftsbeziehungen mit Russland ist 
einer der wichtigsten Gründe für die tiefe 
ökonomische Krise der Ukraine. In einigen 
Industriezweigen bietet Russland fast den 
einzigen möglichen Markt für ukrainische 
Güter. 
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Wirtschaftliche Auswirkungen 
Die wirtschaftlichen Auswirkungen von 
Sanktionen unterscheiden sich von Fall zu 
Fall. Sie hängen nicht nur vom Ausmaß 
der Maßnahmen ab, sondern auch von der 
wirtschaftlichen Lage der Zielländer wie 
der sanktionierenden Staaten. Die Türkei 
hat aus dieser Sicht offenbar am wenigsten 
zu fürchten, da ihre Wirtschaft in einem 
grundsätzlich guten Zustand ist. Deshalb 
kann sie die Folgen der russischen Sank-
tionen verkraften, obwohl die Kosten nicht 
unerheblich sein werden. Die Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
geht davon aus, dass die Türkei wegen der 
Sanktionen im Jahr 2016 beim Wachstum 
ihres Bruttoinlandsproduktes (BIP) 0,3 bis 
0,7 Prozentpunkte verlieren wird. Der 
wirtschaftspolitische Thinktank Capital 
Economics rechnet mit 0,5 Prozentpunk-
ten, von denen vier Fünftel durch den 
Rückgang des Tourismus entstehen sollen. 
Die Wachstumsraten des türkischen BIP 
betrugen 4,2 Prozent im Jahr 2013 und 
2,9 Prozent 2014. Da die türkische Wirt-
schaft recht diversifiziert ist, kann man 
längerfristig mit einer Anpassung und 
einer Neutralisierung der Verluste rechnen. 
Die Sanktionen dürften allerdings einzelne 
Regionen des Landes härter treffen, etwa 
die Badeorte am Mittelmeer, wo der Anteil 
russischer Touristen bislang besonders groß 
war. Zugleich könnten sich die Effekte der 
Sanktionen im Zusammenspiel mit ande-
ren Entwicklungen verstärken, etwa durch 
einen generellen Rückgang des Tourismus 
infolge von Terroranschlägen. 

Für die Ukraine ist es angesichts ihrer 
prekären wirtschaftlichen Lage deutlich 
schwieriger, die Kosten der Strafmaßnah-
men zu tragen. Kurzfristig ist die wichtigste 
Frage, ob die wechselseitigen Sanktionen 
signifikant zu einem weiteren Rückgang 
der – bereits aus politischen Gründen redu-
zierten – russisch-ukrainischen Wirtschafts-
beziehungen beitragen werden oder ob die 
Lage ohnehin schon so problematisch ist, 
dass zusätzliche Handelsbeschränkungen 
und Flugverbote keine Mehrbelastung 
schaffen. Die ukrainische Regierung selbst 

rechnet damit, dass die russischen Sank-
tionen ab Januar Kosten von 420 bis 600 
Millionen US-Dollar verursachen werden. 
Selbst wenn das absolute Ausmaß des zu-
sätzlichen Schadens durch die Sanktionen 
gering bleibt, ist fraglich, ob die bereits 
fragile Wirtschaft des Landes sie überstehen 
wird; selbst eine kleine Zusatzbelastung 
kann höchst problematisch sein. Unklar ist, 
ob ein robustes Wachstum in der Ukraine 
sich ohne Wirtschaftsbeziehungen mit 
Russland mittel- bis langfristig überhaupt 
ermöglichen lässt und ob es für das Land 
in der internationalen Arbeitsteilung eine 
andere Nische als Exporteur und Produzent 
gibt. Die Sanktionen machen es deutlich 
schwieriger, auch nur die bestehenden 
wirtschaftlichen Verflechtungen aufrecht-
zuerhalten. Dabei entsteht der Schaden 
gleichermaßen durch russische wie durch 
ukrainische Maßnahmen, weil in beiden 
Fällen der Wirtschaftsverkehr unterbro-
chen wird. 

Die russische Wirtschaft befindet sich 
ebenfalls in einer Krise, ist jedoch deutlich 
stabiler als die ukrainische. Kurzfristig liegt 
die wichtigste Negativfolge für Russland, 
welche die eigenen Sanktionen gegen die 
Türkei und die wechselseitigen Sanktionen 
im Verhältnis zur Ukraine haben, in einem 
erheblichen Anstieg der Inflation. Diese 
stellte schon zuvor ein großes Problem für 
Russland dar. Im Fall der Ukraine werden 
langfristige Produktionsketten zerschlagen, 
bei denen es kaum alternative Lieferanten 
gibt (und die deshalb die politischen Tur-
bulenzen zunächst überstanden hatten). 
Mit der Türkei droht ein attraktiver Wirt-
schaftspartner verloren zu gehen. Dies 
kann die Erwartungen der russischen Wirt-
schaftsakteure nach unten drücken und 
die Wachstumsaussichten für längere Zeit 
dämpfen. Russische Investoren in der Tür-
kei (z.B. die staatliche Sberbank) zeigen sich 
schon sehr besorgt über die Konsequenzen 
der Sanktionen und bitten den Kreml um 
Ausnahmeregelungen. Die intransparenten 
Strafmaßnahmen erhöhen die allgemeine 
Unsicherheit, die bereits ein kritisches Pro-
blem der russischen Wirtschaft ist. Wieder-
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holt hat die Regierung in Moskau den eige-
nen Wirtschaftsakteuren demonstriert, 
dass sie gegebenenfalls bereit ist, Vorgaben 
für die Außenwirtschaftsbeziehungen blitz-
schnell zu ändern (ein weiteres Beispiel 
dafür ist das Verbot von Flügen nach Ägyp-
ten, das nach dem Absturz einer russischen 
Passagiermaschine über dem Sinai Ende 
Oktober 2015 erlassen wurde). Wiederum 
tragen die Spielräume der Bürokratie zur 
Unsicherheit bei. So haben die Behörden 
einige russische Touristikunternehmen, die 
angeblich über einen türkischen Kapital-
anteil verfügen, kurz vor Neujahr von der 
Liste der genehmigten Reiseanbieter gestri-
chen, was zu einer Panik auf dem Markt 
führte. 

Die wechselseitigen Sanktionen Russ-
lands und der Ukraine könnten auch die 
ohnehin schon krisenhafte Wirtschaftslage 
in anderen postsowjetischen Ländern wei-
ter erschweren. Es ist unwahrscheinlich, 
dass die übrigen Mitglieder der Eurasischen 
Wirtschaftsunion (EAWU) sich den russi-
schen Sanktionen – ob gegen Ukraine oder 
Türkei – anschließen werden. Belarus zum 
Beispiel will den Freihandel mit der Ukrai-
ne aufrechterhalten. Kirgisistan wiederum 
hat die Sanktionen gegen die Türkei ein-
deutig abgelehnt, auch wenn es die russi-
schen Militäraktionen in Syrien unter-
stützt. Da grundsätzlich keine Zollgrenzen 
innerhalb der EAWU bestehen, führt Russ-
land neue Regulierungen ein, um ein 
Umgehen der Embargos über das Territo-
rium der Nachbarländer zu vermeiden. Das 
gilt etwa für den Transit ukrainischer Güter 
nach Kasachstan über russisches Staatsge-
biet. Damit wird aber auch der Handel zwi-
schen Kasachstan und der Ukraine schwie-
riger. Dies führt zu weiteren wirtschaft-
lichen Problemen und so zur politischen 
Destabilisierung der Nachbarstaaten Russ-
lands und der Ukraine. Auch in der EAWU 
können so neue Konflikte entstehen. Eben-
falls betroffen sind Nicht-EAWU-Länder. Die 
Ukraine blockiert seit Anfang Januar den 
Transit russischer Güter nach Moldau, um 
die Sanktionen gegen Russland aufrecht-
zuerhalten. 

Politische Auswirkungen 
Die Ziele der jeweiligen Sanktionen unter-
scheiden sich. Bei den Türkei-Sanktionen 
stellt Moskau drei Forderungen: eine offi-
zielle Entschuldigung Ankaras für den 
Abschuss des russischen Kampfflugzeugs, 
Zahlung von Schadensersatz und Bestra-
fung derjenigen, die für den Fall verant-
wortlich sind. Die Sanktionen gegen die 
Ukraine werden vom Kreml als Schutzmaß-
nahmen dargestellt, die den russischen 
Markt vor den Folgen des EU-Ukraine-
DCFTA-Abkommens abschirmen sollen, 
oder als Reaktion auf ukrainische Sanktio-
nen, die zuvor verhängt wurden. Die Sep-
tember-Sanktionen der Ukraine gegen Russ-
land sehen keine klaren Bedingungen vor, 
unter denen sie aufgehoben würden. Jedes 
Unternehmen wird einzeln wegen seiner 
Handlungen gegen die ukrainische Souve-
ränität bestraft. Eine mögliche Rücknahme 
der Januar-Sanktionen ist an die Abschaf-
fung der russischen Sanktionen gekoppelt. 
Dabei decken die offiziellen Gründe für die 
Strafmaßnahmen natürlich nur einen Teil 
der eigentlichen Motive ab, die hinter den 
Sanktionen stehen. Russland und der Ukrai-
ne geht es darum, den Kurs des Ziellandes 
grundsätzlich zu ändern – Kiews Politik der 
europäischen Integration (russische Sank-
tionen gegen die Ukraine), Moskaus Desta-
bilisierungspolitik im Donbass und die 
russische Kontrolle über die Krim (ukraini-
sche Sanktionen gegen Russland) sowie die 
türkische Politik in Syrien (russische Sank-
tionen gegen die Türkei – in diesem Fall 
scheint allerdings der formelle Anlass eine 
deutlich wichtigere Rolle zu spielen). Russi-
sche Sanktionen gegen die Ukraine können 
auch Teil einer Politik sein, die darauf zielt, 
die Lage in der Ukraine generell zu desta-
bilisieren. 

Es ist allerdings höchst unwahrschein-
lich, dass die jeweiligen Länder ihre Politik 
ändern werden oder sich auch nur die de-
klarierten Ziele der Sanktionen erreichen 
lassen. Für Russland geht es in der Ukraine 
um Interessen, die als kritische Sicherheits-
angelegenheit verstanden werden. Putin 
hat in den letzten Jahren mehrmals ge-
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zeigt, dass er in solchen Fällen bereit ist, 
hohe wirtschaftliche Kosten zu akzeptieren 
(und die Konsequenzen der Sanktionen 
sind wirtschaftlich, wie gesagt, nicht allzu 
gravierend). Ebenso kritisch ist der Syrien-
Konflikt für die Türkei. Eine Entschuldi-
gung gegenüber Moskau und die Zahlung 
von Schadensersatz sind für Präsident Erdo-
ğan aus innenpolitischen Gründen fast 
unvorstellbar – zumal Russland die von 
Ankara angedeuteten Kompromisslösun-
gen, etwa ein Wort des Bedauerns durch 
Erdoğan, nicht ausreicht. Auch in der 
Ukraine ist es wegen der innenpolitischen 
Lage nahezu unmöglich, Zugeständnisse 
an Moskau zu machen, selbst wenn die 
Poroschenko-Administration es wollte. Ein 
bedeutender Teil der ukrainischen Eliten 
und der Bevölkerung steht für eine scharfe 
Position gegenüber Russland und für die 
europäische Integration. Falls die russi-
schen Sanktionen primär das Ziel einer De-
stabilisierung der Ukraine verfolgen, sind 
auch keine konkreten Zugeständnisse vor-
stellbar, die Moskau dazu bringen würden, 
den wirtschaftlichen Druck zu reduzieren. 

Tatsächlich führen die Sanktionen eher 
zu einer weiteren Verschärfung der Kon-
frontation zwischen den betroffenen Län-
dern. Das gilt insbesondere für Russland 
und die Ukraine, wo die Regierungen aus 
innenpolitischen Gründen auf die Maßnah-
men reagieren müssen, ob in Form neuer 
wirtschaftlicher Sanktionen oder mögli-
cherweise durch eine generelle Eskalation 
des Konflikts. Für Putin ebenso wie für 
Poroschenko ist es wichtig zu zeigen, dass 
sie die Herausforderung annehmen und 
sich nicht den Forderungen der Gegenseite 
beugen. Vielleicht lässt es eine – auch 
sanktionsbedingte – Verschlechterung der 
Wirtschaftslage für die Führung gerade 
attraktiv erscheinen, mit einem aggressiven 
außenpolitischen Kurs die Aufmerksamkeit 
der Bevölkerung von ökonomischen Prob-
lemen abzulenken. Anders ist die Lage im 
Fall der Türkei. Hier besteht kein innenpo-
litischer Druck, auf Sanktionen mit Gegen-
sanktionen zu antworten; auch ist in 
Ankara das Bewusstsein deutlich stärker 

verbreitet, dass solche Schritte für das eige-
ne Land wirtschaftlich teuer sein könnten. 
Die möglichen Gegenmaßnahmen, die für 
Russland am problematischsten wären – 
Einschränkung des russischen Weizen-
exports und des generellen Gütertransits 
über den Bosporus –, widersprechen dem 
Vertrag von Montreux und sind deswegen 
nicht zu erwarten. Doch auch im Fall der 
türkisch-russischen Beziehungen, ebenso 
wie beim russisch-ukrainischen Verhältnis, 
machen es die Sanktionen deutlich schwie-
riger, einen politischen Dialog zu führen. 
Sie schaffen zwischen den Ländern viel-
mehr neue Gegensätze, die auch abgear-
beitet werden müssen. 

Letztlich führen die Sanktionen zu einer 
Entfremdung zwischen den Gesellschaften, 
was die Wahrscheinlichkeit von Konflikten 
langfristig massiv erhöht. Ein besonders 
krasses Beispiel sind die ukrainischen Sank-
tionen gegen die Krim. Ihr Ziel ist es, die 
wirtschaftlichen Kosten für Russland zu 
erhöhen. Sie können aber auch dazu beitra-
gen, dass sich in der Bevölkerung der Krim 
die anti-ukrainische Stimmung verschärft, 
was die aktuelle Konfliktlage weiter zu ver-
festigen droht. Auch innerhalb der einzel-
nen Länder können die Sanktionen Kon-
flikte auslösen. In Russland etwa hat die 
Teilrepublik Tatarstan öffentlich bekundet, 
ihre Kooperation mit der Türkei trotz der 
Sanktionen fortsetzen zu wollen. 

Implikationen für die EU 
Obwohl die EU kein unmittelbares Ziel der 
Sanktionen ist, wird sie deren Auswirkun-
gen zu spüren bekommen. Erstens wird es 
für sie deutlich schwieriger, die Konflikte 
in Syrien oder im Donbass zu mäßigen. 
Zweitens schaffen die Sanktionen neue Un-
sicherheit, die es der EU erschwert, ihre 
eigene Russland-, Ukraine- und Türkei-
Politik – einschließlich der Politik im Be-
reich Russland-Sanktionen – zu gestalten. 
Denn die Strafmaßnahmen Russlands und 
der Ukraine können die Konsequenzen der 
EU-Angebote und -Forderungen auf un-
vorhersehbare Weise verändern. Drittens 
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drohen durch die Sanktionen auch direkte 
wirtschaftliche Kosten für europäische 
Unternehmen. Es geht dabei insgesamt 
wohl eher um begrenzten Schaden; doch 
einzelne Unternehmen werden möglicher-
weise empfindliche Einbußen erleiden. So 
könnte ein russisches Einfuhrverbot für 
türkische Textilien auch europäische Groß-
konzerne treffen, die in der Türkei Produk-
te für den russischen Markt herstellen. Vier-
tens ist es für die EU auch problematisch, 
dass andere Nachbarländer Russlands 
durch die Sanktionen wirtschaftlich indi-
rekt destabilisiert werden. 

Im Fall der russischen Sanktionen gegen 
die Ukraine und der ukrainischen Sanktio-
nen gegen Russland besteht für die EU noch 
ein weiteres Problem. Ihre Politik im Kon-
flikt um die Ukraine sieht vor, ökonomi-
schen Druck auf Russland auszuüben, dip-
lomatische Kanäle offen zu halten und 
gleichzeitig die ukrainische Wirtschaft zu 
stärken. Kiews Sanktionen gegen Russland 
aber sind politisch wirkungslos und wirt-
schaftlich für die Ukraine selbst schädlich – 
was den Zielen der EU widerspricht. Para-
doxerweise hat sie also kein Interesse 
daran, dass die Ukraine Sanktionen gegen 
Russland verhängt, obwohl sie dies selbst 
tut. Dass die Strafmaßnahmen zu weiteren 
inneren Spaltungen in der Ukraine führen 
können, ist auch nicht im Interesse der EU. 

Handlungsoptionen 
Die EU hat kaum Möglichkeiten, darauf 
einzuwirken, ob es im Verhältnis zwischen 
Russland und Ukraine zu neuen Sanktio-
nen kommt. So ist der Versuch gescheitert, 
russische Strafmaßnahmen gegen die 
Ukraine durch trilaterale Verhandlungen 
über eine Implementierung des EU-Ukraine-
Assoziierungsabkommens im Jahr 2015 zu 
verhindern. Aber auch in Kiew wird die 
Stimme der EU bei Verhängung von Sank-
tionen kaum gehört; innenpolitische 
Zwänge diktieren der ukrainischen Füh-
rung harte Maßnahmen gegen Russland, 
unabhängig von deren politischen Wirk-
samkeit. Selbst wenn die EU sicherstellen 

könnte, dass die Ukraine bei Umsetzung 
des Minsker Abkommens kompromissbereit 
handelt, würde es dadurch nur wahrschein-
licher, dass weitere Sanktionen gegen Russ-
land beschlossen werden. Schließlich 
müsste die Regierung dann auf einheimi-
sche Kritik reagieren, sie habe sich russi-
schem Druck gebeugt – neue Sanktionen 
würden als Signal dienen, dass man Mos-
kau gegenüber nach wie vor mit Entschlos-
senheit agiert. 

Der EU bleibt also nur, Schadensbegren-
zung zu betreiben. Das bedeutet im Fall der 
russischen Sanktionen gegen die Ukraine, 
nach Möglichkeiten zu suchen, um die 
Kosten für die Ukraine aufzufangen, etwa 
bei Ausgestaltung der Wirtschaftshilfe. Im 
Fall der ukrainischen Sanktionen gegen 
Russland ist es für die EU wichtig, sich ein-
deutig von diesen Maßnahmen zu distan-
zieren. Es gilt zu vermeiden, dass sie als Teil 
einer gemeinsamen europäischen Sank-
tionspolitik gegen Russland dargestellt wer-
den, was ukrainische Regierungsmitglieder 
gerne tun. Ein solcher Eindruck verschafft 
der Propaganda des russischen Regimes nur 
neue Möglichkeiten und schadet dem Bild 
der EU sowohl in Russland als auch in 
Teilen der ukrainischen Gesellschaft. 

Im Fall der Sanktionen gegen die Türkei 
besteht für die EU keine Notwendigkeit, 
mäßigend auf die Regierung in Ankara zu 
wirken, denn die Wahrscheinlichkeit von 
Gegenmaßnahmen ist eher gering. Hier 
muss die EU sicherstellen, dass die zusätz-
lichen sanktionsbedingten Gegensätze die 
internationale Zusammenarbeit in ande-
ren, für die EU wichtigen oder sogar kriti-
schen Bereichen nicht behindern – etwa in 
Syrien, aber auch bei anderen Konflikten, 
in denen Russland und die Türkei poten-
tiell eine wichtige Rolle spielen, beispiels-
weise im Fall von Berg-Karabach. 
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